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Jugendgerechte Dialogbrücken 
bauen
Digitale Jugendbeteiligung als Chance für mehr Demokratie.  
Von Daniel Poli

Abstract Aktuell sieht sich die repräsentative Demokratie großen 
Herausforderungen gegenüber. Um diesen begegnen zu können, sollte 
die Jugend als künftiger Träger der Demokratie stärker in den Blick 
genommen und die etablierten politischen Strukturen und Prozesse 
für sie geöffnet werden. Digitale Jugendbeteiligung ist hierbei als 
große Chance zu betrachten, da sie eine vielfältige und flexible Parti-
zipationskultur ermöglicht. Online-basierte Verfahren können den 
Partizipationsprozess und sein Ergebnis für junge Menschen sichtbar 
machen und ihnen somit eine frühzeitige positive Erfahrung mit de-
mokratischer Beteiligung ermöglichen. Wie E-Partizipation gelingen 
kann, zeigen die Projekte „youthpart“ und „EUth – Tools and Tips for 
Mobile and Digital Youth Participation in and across Europe“.

Die repräsentative Demokratie wird aktuell weltweit 
durch einen erstarkten Rechtspopulismus, den Erfolg 
autoritärer Regierungen, aber auch durch ein Erodieren 

traditionsreicher Volksparteien, niedrige Wahlbeteiligung und 
eine Zunahme von Wechselwählerschaften herausgefordert. 
Teile der Bürger_innen haben ihr Vertrauen in Parlamente und 
Regierungen verloren und fühlen sich von den etablierten Par-
teien und Institutionen nicht mehr repräsentiert. Auf der an-
deren Seite steigt, gerade bei jungen Menschen, das politische 
Interesse. So zeigt die aktuelle Shell-Jugendstudie, dass sich im 
Vergleich zu 30 Prozent im Jahr 2002 im Jahr 2015 41 Prozent 
der Jugendlichen als „politisch interessiert“ bezeichnen und da-
mit auch den Wunsch verbinden, sich verstärkt an Politik und 
Gesellschaft beteiligen zu wollen (vgl. Deutsche Shell Holding 
2016). Die Zustimmung zur Idee der Demokratie ist laut der FES-
Jugendstudie 2015 mit 87 Prozent weiterhin hoch, doch bringen 
nur insgesamt 44 Prozent der jungen Menschen den parteien-
staatlichen Institutionen Vertrauen entgegen (vgl. Gaiser et al. 
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2016). Angesichts dieser Entwicklungen sollte das Augenmerk 
verstärkt auf die Jugend als künftigem Träger der Demokratie 
und ihr Verhältnis zur Politik gelegt werden. Jugendliche wollen 
sich einbringen, doch fehlen derzeit adäquate Angebote, etab-
lierte Prozesse repräsentativer Demokratie für die Bedürfnisse 
und Wünsche junger Menschen zu öffnen. 

Repräsentationsdefizit junger Menschen 
Bis auf wenige Ausnahmen sind Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren davon ausgenommen, sich an der repräsentativen 
Demokratie zu beteiligen. Ihr Wahlrecht, so die gängige Argu-
mentation, werde stellvertretend von den Sorgeberechtigten 
wahrgenommen. Doch Kinder und Jugendliche haben hand-
feste eigene Interessen, die auf der einen Seite ihrer konkre-
ten Lebenssituation entspringen und Bereiche wie Stadtpla-
nung, Familien- und Bildungspolitik oder die Ausübung ihrer 
Freizeitinteressen betreffen (vgl. Hurrelmann 2001). Auf der 
anderen Seite bestehen Interessenskonflikte zwischen den Ge-
nerationen um beispielsweise gerechte Ressourcenverteilung, 
Staatsverschuldung, Klimaschutz, Partizipation, Renten- oder 
Netzpolitik. Politische Entscheidungsträger_innen sind jedoch 
nicht auf die Stimmen von Kindern und Jugendlichen angewie-
sen und müssen demnach deren spezifische Interessen nicht 
notwendigerweise in ihre Wahlversprechen, Parteiprogramme 
oder Entscheidungen einfließen lassen (vgl. von Winter 1997). 
Dieses Missverhältnis verschärft sich mit der demografischen 
Entwicklung. So wird die Zahl der Jugendlichen unter 20 Jahren 
von heute 17 Millionen auf knapp 10 Millionen im Jahre 2050 
sinken, die Zahl der über 60-Jährigen dage-
gen von 18 auf 28 Millionen steigen, wodurch 
die Interessen junger Menschen noch stärker 
in den Hintergrund politischer Entschei-
dungsfindung rücken. Damit einher geht ein 
weiteres gesellschaftspolitisches Problem. 
Wie sollen Kinder und Jugendliche frühzeitig demokratisches 
Handeln lernen, wenn sie kaum positive Erfahrungen damit 
machen können, ihre Interessen mit sichtbaren Effekten in das 
politische System einzubringen? Rein formale Möglichkeiten 
zur Partizipation reichen Jugendlichen nicht aus, um ihrem 
Interesse im Sinne einer aktiven Bürgergesellschaft zu entspre-
chen. Klassische Beteiligungsformen wie das Mitwirken in Par-
teien sind für Jugendliche immer weniger attraktiv. Vielmehr 
tendieren sie zu kurzfristigem Engagement ohne längerfristige 
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Im Jahr 2050 wird die Zahl der 
Jugendlichen unter 20 Jahren auf  

10 Millionen sinken, die der über  
60-Jährigen auf 28 Millionen steigen.
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Mitgliedschaften und setzen sich für konkrete, lebensweltbezo-
gene Themen ein. Sie engagieren sich in sozialen Bewegungen, 
Protestgruppen und nicht-organisationsbezogenen Aktivitäten, 
wie Demonstrationen, Unterschriftensammlungen, Warenboy-
kotten, medialen Protesten, Petitionen und Flashmobs (vgl. 
BMFSFJ 2017, S. 12). Will man also auch in Zukunft die repräsen-
tative Demokratie lebendig halten, müssen jene neuen Formen 
jugendgerechter Beteiligung verstärkt in den Blick genommen 
und Dialogbrücken zwischen etablierten politischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozessen und dem vielfältigen Enga-
gement junger Menschen geschaffen werden. 

Internet als Chance für die Partizipation  
junger Menschen 
Das Internet ist ein wirkungsvoller Kommunikations- und 
Kulturraum, der weitreichende Entfaltungsmöglichkeiten für 
jeden Einzelnen sowie neue Chancen für die demokratische 
Weiterentwicklung unserer Gesellschaft eröffnet. Beinahe alle 
Jugendlichen nutzen das Internet und verstehen internetge-
stützte Kommunikation als integrierten Teil ihrer Lebenswirk-
lichkeit. 97 Prozent aller jungen Menschen besitzen zu Hause ei-
nen Zugang zum Netz und verbringen hier einen Großteil ihrer 
Freizeit (vgl. mpfs 2016). Die intensive Internetnutzung ist ins-

besondere durch den kommunikativ multi-
medialen Austausch in Sozialen Netzwerken 
geprägt und findet überwiegend über Smart-
phones statt. Dabei handelt es sich nicht um 
eine bloß private, freizeitorientierte Beschäf-
tigung. Vielmehr beziehen Jugendliche im 

Rahmen ihrer Aktivitäten in Sozialen Netzwerken Position zu 
gesellschaftlichen Diskursen oder kulturellen Phänomenen. Sie 
tun dies über Gruppenmitgliedschaften, Statements in Profil-
angaben, Bilder in Selbstdarstellungen oder themenbezogene 
Postings. Sie werden selbst aktiv und nutzen Plattformen als 
Werkzeuge, um sich kreativ mit der Gegenwartskultur ausei-
nanderzusetzen und sich in Diskussionen zu gesellschaftspo-
litischen Themen einzubringen. Darüber hinaus aktivieren sie 
andere, indem sie Termine ankündigen, Aufforderungen zur 
Teilnahme an Initiativen und Petitionen teilen oder zu selbstor-
ganisierten Aktionen einladen (vgl. Wagner et al. 2009). Unter-
suchungen zeigen, dass etwa die Hälfte der Jugendlichen schon 
einmal Online-Unterschriften geleistet oder sich an Online-Pe-
titionen beteiligt hat, 37,5 Prozent haben zu einer Aktion aufge-
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rufen und 32,8 Prozent zu einer Internet-Aktion eingeladen (vgl. 
Wagner et al. 2011, S. 13). Befragt man junge Menschen nach ih-
ren Vorstellungen von politischer Online-Beteiligung, zeigen sie 
eine hohe Affinität zu direktdemokratischen und deliberativen 
Verfahren. Im Rahmen öffentlicher Diskurse und Beratungen 
können in besonderem Maße neue Ideen generiert und eine 
bessere politische Planung realisiert werden. Doch rein digitale 
Partizipation wird von einer großen Gruppe der jungen Men-
schen abgelehnt. Bevorzugt wird die Kombination von analoger 
Offline-Partizipation und digitaler Jugendbeteiligung im Rah-
men einer „Blended Democracy“ (vgl. Kersting 2016). Es gilt also, 
jugendgerechte Dialogbrücken zwischen politischen Diskursen 
junger Menschen und etablierten Entscheidungsfindungspro-
zessen zu bauen und dabei die Möglichkeiten online-basierter 
Kommunikation nutzbar zu machen. 

Guidelines gelingender E-Partizipation
Ausgehend von der Fragestellung, wie online-gestützte Partizi-
pation jugendgerecht ermöglicht werden kann, wurde mit dem 
von der IJAB – Fachstelle für Internationale Jugendarbeit ko-
ordinierten multilateralen Kooperationsprojekt „youthpart“ ein 
Rahmen geschaffen, um gemeinsam mit Fachleuten aus Finn-
land, Österreich, Spanien, Deutschland, Großbritannien und in 
Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission und dem 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Guidelines für gelingende E-Partizipation Jugendlicher zu ent-
wickeln. Damit konnte 2014 ein Referenzrahmen für Politik, 
Verwaltung, Jugendverbände und Jugendliche auf lokaler, na-
tionaler und europäischer Ebene vorgelegt werden, der neben 
allgemeinen Prinzipien die Struktur idealer E-Partizipations-
prozesse beschreibt und konkrete Empfehlungen gibt (vgl. IJAB 
2014). Unterschieden wird darin zwischen direkter (transitiver) 
und indirekter (intransitiver) Partizipation. Direkte Beteiligung 
beschreibt Prozesse, die in ein Entscheidungsfindungsverfahren 
eingebettet sind. Die Teilnahme daran hat eine direkte Wirkung 
auf Entscheidungen. Indirekt dagegen beteiligt man sich durch 
die Unterstützung bestimmter Positionen oder Themen in So-
zialen Medien, durch das Mitmachen bei Protestaktionen oder 
Demonstrationen online und offline. Der Fokus des Projekts 
lag auf transitiven Prozessen, um den Brückenschlag zwischen 
gewählten Vertreter_innen parlamentarischer Demokratie und 
ihrer Organe und den Interessen und Ausdrucksformen junger 
Menschen zu realisieren. Dabei müssen in den verschiedenen 

Jugendgerechte Dialogbrücken bauen

ComSoc_2_2017_DOI_neu.indd   203 18.05.2017   15:06:40

https://doi.org/10.5771/0010-3497-2017-2-200 - Generiert durch IP 216.73.217.147, am 24.04.2026, 04:13:44. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0010-3497-2017-2-200


204

Phasen von der Entwicklung, der Umsetzungs-, Zugangs- und 
Informationsphase über die Dialog-, Output- und Ergebnis- bis 
zur Auswertungsphase bestimmte Grundprinzipien eingehal-
ten werden: Digitale Jugendbeteiligung muss sich an den Le-
bensumständen junger Menschen orientieren und die Verfah-
ren räumlich, sozial, thematisch und medial anpassen. Um dies 
abzusichern, müssen Jugendliche in allen Phasen des Prozesses 
involviert sein. Partizipation braucht sichtbare Ergebnisse und 
eine strukturelle Anbindung an politische Entscheidungspro-
zesse. Dafür werden ausreichende Ressourcen hinsichtlich ma-
terieller Ausstattung und personeller Assistenz benötigt. So 
müssen einerseits jugendgerechte Formate gemeinsam mit der 
Zielgruppe entwickelt und andererseits die Spezifika adminis-
trativer Prozesse, beispielsweise kommunaler Entscheidungs-
findung, berücksichtigt werden. Gleichzeitig ist es notwendig 
neben internetgestützten Tools auch geeignete Offline-Metho-
den und Events zu organisieren, um gelingende Jugendpartizi-
pation zu ermöglichen. 

Neue Tools für jugendgerechte Beteiligung  
in Europa 
Damit auch Anfänger_innen professionelle und gelingende 
Projekte initiieren können, wird derzeit im Rahmen des EU- 
finanzierten Innovations- und Forschungsprojekts „EUth  
– Tools and Tips for Mobile and Digital Youth Participation in 
and across Europe“ die Toolbox OPIN entwickelt.1  OPIN ist eine 

1	 Mehr Informationen sind unter www.euth.net sowie www.opin.me  
abrufbar.
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Abb. 1: Das 

Kooperationsprojekt 

„youthpart“ 

beschäftigte sich 

2011 bis 2014 mit 

E-Partizipation.
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webbasierte Plattform für digitale und mobile Jugendbeteili-
gung, die unkompliziert in die Webseiten von Jugendorganisati-
onen oder öffentlichen Verwaltungen eingebettet werden kann. 
Sie berücksichtigt alle Phasen eines E-Partizipationsprojektes 
und verbindet Online- mit Offline-Methoden. Darüber hinaus 
bringt die Plattform das mobile Element „FlashPoll“ mit der be-
währten Partizipationssoftware „Adhocracy“ zusammen und 
kommt damit dem Bedürfnis junger Menschen entgegen, sich 
auch über mobile Endgeräte zu beteiligen. Zudem werden Tipps 
und Guidelines für die Initiator_innen von Partizipationspro-
jekten zur Verfügung gestellt. Dazu wird ein Tool entwickelt, 
bei dem nach Ausfüllen eines Fragebogens automatisch On-
line-Tools und Offline-Aktivitäten vorgeschlagen werden, die 
in die Planung des Partizipationsprozesses eingebettet werden 
können. Die OPIN-Features garantieren somit eine hohe Betei-
ligungsqualität. Praktische Tipps und ein Projektmanagement-
Tool helfen, die richtigen Beteiligungswerkzeuge zu finden und 
unterstützen bei der Planung des Prozesses. Die Entwicklung 
der Plattform wird bis Ende 2017 abgeschlossen sein. Bereits 
jetzt können drei grundlegende Beteiligungsprozesse mit der 
Plattform umgesetzt werden: Ideensammlung, gemeinschaftli-
che (kollaborative) Textarbeit und mobile Umfragen: 

�� Die Ideensammlung hat den Vorteil, Jugendliche zu einem 
spezifischen Thema befragen zu können oder einen allge-
meinen Prozess zur Festlegung einer Agenda umzusetzen. 
Die Funktionalität von OPIN-Prozessen ermöglicht jungen 
Leuten, Vorschläge zu entwickeln, sich zu vorhandenen 
Ideen zu äußern und über sie abzustimmen.

�� Gemeinschaftliche Textarbeit ist für Jugendorganisatio-
nen, Jugendräte oder öffentliche Verwaltungen besonders 
nützlich, da sie oft Positionspapiere, Erklärungen oder 
Arbeitsprogramme mit Jugendlichen erarbeiten und sich 
wünschen, dies mit digitalen Werkzeugen zu unterstützen. 
Der Prozess erlaubt, einen Entwurfstext Absatz für Absatz 
auf der gemeinsamen Plattform zu entwickeln. Anschlie-
ßend können Jugendliche eingeladen werden, sich zu je-
dem einzelnen Paragrafen zu äußern und über die besten 
Kommentare abzustimmen.

�� Mobile Umfragen stellen eine weitere Möglichkeit dar, 
um Jugendliche schnell in Entscheidungsprozesse durch 
Abstimmungen in einem geografisch festgelegten Ge-
biet einzubeziehen. „FlashPoll“ ist eine freie mobile App.  
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Sie erlaubt professionelle Umfragen mit Jugendlichen vor 
Ort zu bestimmten Terminen und an bestimmten Orten via  
Mobiltelefon durchzuführen. 

Wahlweise können die verschiedenen Angebote durch eine Kar-
tenfunktion unterstützt werden. So ist es für eine Kommune 
möglich, einen Prozess zu starten, bei dem junge Menschen 
auf einer Landkarte bestimmte Orte markieren und Vorschlä-
ge für verbesserte Freizeitangebote, jugendgerechte Mobilität 
oder stadtplanerische Neukonzeptionen einbringen können. 
Die Prozesse werden über die Plattform zeitlich strukturiert 
und mit Offline-Methoden, wie einem „Town-Hall-Meeting“, 
angereichert. Somit können Jugendliche, die sich beteiligen 
wollen, von Beginn an sehen, welche Phasen des Partizipations-
prozesses wann stattfinden und entscheiden, wie stark sie sich 
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Abb. 2: OPIN ist 

ein innovativer 

Werkzeugkasten 

für die partizipative 

Einbindung  

junger Menschen.
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einbringen möchten. Will man sich nur an der Ideensammlung 
beteiligen, die physische Jugendkonferenz aber auslassen und 
am Ende beim Voting wieder einsteigen, wird dies durch den auf 
der Plattform dargestellten Ablauf des Gesamtprozesses ermög-
licht. Dies entspricht in hohem Maße der von jungen Menschen 
geforderten Flexibilität und Transparenz von Beteiligungspro-
zessen. Darüber hinaus können auch Abläufe der Verwaltung 
und bestimmte Termine, wie Ratssitzungen oder Tagungen des 
Jugendhilfeausschusses, einbezogen werden, um auch hier eine 
Anschlussfähigkeit an Entscheidungsfindungsprozesse der Poli-
tik und Verwaltung zu gewährleisten. Im Idealfall soll die Mit-
wirkung Jugendlicher mit Wirkung, das heißt mit einem für alle 
nachvollziehbaren Resultat enden und beispielsweise die von 
den meisten Jugendlichen in einer Kommune unterstützte Idee 
umgesetzt werden. 

Abb. 3: Die Mapping-

Funktion erlaubt es, 

Gestaltungsideen 

mithilfe einer Karte  

zu visualisieren.
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Fazit: Vielfältige Partizipationskultur  
mit jungen Menschen entwickeln 
Will man sich den gegenwärtigen Herausforderungen reprä-
sentativer Demokratie stellen, muss eine Neujustierung der 
Rolle der Jugend als künftigem Träger demokratischer Praxis 
vorgenommen und die etablierten politischen Strukturen und 
Prozesse für die Interessen, Bedürfnisse und Wünsche junger 
Menschen geöffnet werden. Online-basierte Verfahren können 
dabei helfen, wirksame Partizipation zu etablieren. Digitale Ju-
gendbeteiligung ermöglicht Partizipation unabhängig von Ort 
und Zeit und schafft flexible Beteiligungschancen. So können 
mehr junge Menschen erreicht und eine größere Transparenz 
geschaffen werden, die alle Schritte der Partizipation sichtbar 
macht und junge Menschen nachvollziehen lässt, welche Wir-
kung ihre Beteiligung erzielt hat. 

Digitale Jugendbeteiligung trägt dazu bei, eine umfas-
sende Partizipationskultur zu beleben, die jedoch von allen 
gesellschaftspolitischen Akteuren unterstützt und weiterent-
wickelt werden muss, um Dialogbrücken zwischen politischen 
Diskursen junger Menschen und etablierten Entscheidungsfin-
dungsprozessen zu bauen und nachhaltig zu etablieren. Denn 
nur, wenn junge Menschen in Schule, Ausbildung, Familie und 
Freizeit frühzeitig positive Erfahrungen mit demokratischer Be-
teiligung machen und ihre Interessen Berücksichtigung finden, 
werden Rechtspopulismus und autoritär illiberale Tendenzen 
zugunsten einer nachhaltig lebendigen Demokratie zurückge-
drängt. 

Literatur
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 

(Hg.) (2017): 15. Kinder- und Jugendbericht. https://www.bmfsfj.de/
blob/115438/d7ed644e1b7fac4f9266191459903c62/15-kinder-und-jugend-
bericht-bundestagsdrucksache-data.pdf ) (zuletzt aufgerufen am 10.4.2017).  

Deutsche Shell Holding (2016): 17. Shell Jugendstudie - JUGEND 2015. Eine 
pragmatische Generation im Aufbruch. Frankfurt am Main.

Gaiser, Wolfgang/Hanke, Stefanie/Ott, Kerstin (Hg.) (2016): Jung-Politisch-
Aktiv?! Politische Einstellungen und politisches Engagement junger Men-
schen – Ergebnisse der FES-Jugendstudie 2015. Bonn. 

Hurrelmann, Klaus (2001): Warum die junge Generation politisch stärker par-
tizipieren muss. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, 51. Jg., Nr. 44, S. 3-7.

IJAB – Fachstelle für Internationale Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutsch-
land e.V. (2014): Guidelines für gelingende ePartizipation Jugendlicher in 
Entscheidungsprozessen auf lokaler, regionaler, nationaler und europäischer 

Daniel Poli

ComSoc_2_2017_DOI_neu.indd   208 18.05.2017   15:06:41

https://doi.org/10.5771/0010-3497-2017-2-200 - Generiert durch IP 216.73.217.147, am 24.04.2026, 04:13:44. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0010-3497-2017-2-200


209

Ebene. https://www.ijab.de/uploads/tx_ttproducts/datasheet/Guidelines_
eParticipation_dt.pdf (zuletzt aufgerufen am 31.3.2017).

Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest (mpfs) (2016): JIM 2016. 
Jugend, Information, (Multi-)Media. Basisstudie zum Medienumgang 12- 
bis 19-Jähriger in Deutschland. Stuttgart. 

Kersting, Norbert (2016): Jugend und politische Partizipation: Online- oder 
Offline-Beteiligung. In: Tremmel, Jörg/Rutsche, Markus (Hg.): Politische 
Beteiligung junger Menschen. Grundlagen – Perspektiven – Fallstudien. 
Wiesbaden. 

Theunert, Helga (2011): Aktuelle Herausforderungen für die Medienpädagogik. 
In: Aus Politik und Zeitgeschichte, 61. Jg., Nr. 3, S. 24-29.  

Wagner, Ulrike/Brüggen, Niels/Gebel, Christa (2009): Web 2.0 als Rahmen 
für Selbstdarstellung und Vernetzung Jugendlicher. Analyse von jugendna-
hen Internetplattformen und ausgewählten Selbstdarstellungen von 14- bis 
20-Jährigen. Erster Teil der Studie „Das Internet als Rezeptions- und Prä-
sentationsfläche für Jugendliche“. München. http://www.jff.de/dateien/
Bericht_Web_2.0_Selbstdarstellungen_JFF_2009.pdf (zuletzt aufgerufen 
am 14.4.2017).

Wagner, Ulrike/Gerlicher, Peter/Brüggen, Niels (2011): Partizipation im und 
mit dem Social Web – Herausforderungen für die politische Bildung. Exper-
tise für die Bundeszentrale für politische Bildung. München.

Weßels, Bernhard (2016): Politische Integration und politisches Engagement. 
In: Statistisches Bundesamt/Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung (Hg.): Datenreport 2016. Ein Sozialbericht für die Bundesrepublik 
Deutschland. Bonn, S. 400-406.

von Winter, Thomas (1997): Sozialpolitische Interessen. Konstituierung, poli-
tische Repräsentation und Beteiligung an Entscheidungsprozessen. Baden-
Baden.

Jugendgerechte Dialogbrücken bauen

ComSoc_2_2017_DOI_neu.indd   209 18.05.2017   15:06:41

https://doi.org/10.5771/0010-3497-2017-2-200 - Generiert durch IP 216.73.217.147, am 24.04.2026, 04:13:44. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0010-3497-2017-2-200

